
Kurzbericht 

Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten und Regionale Entwicklung 

(14. - öffentliche - Sitzung am 18. Januar 2024) 

Tagesordnung: 

1. Aktenvorlage gemäß Artikel 24 Abs. 2 der Niedersächsischen Verfassung 

 

Beschluss des Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten und Regionale 

Entwicklung vom 9. Februar 2023 auf Aktenvorlage zu den Verbindungen der 

Niedersächsischen Landesregierung zur Russischen Föderation im Zeitraum vom 

19.02.2013 bis heute 

 

Der Ausschuss fasst den Beschluss über die Vertraulichkeit gemäß § 95 a GO LT 

Vertraulichkeit der mit Schreiben Niedersächsischen Staatskanzlei vom 5. Dezember 

2023 als 2. Tranche vorgelegten und in Teilen als vertraulich gekennzeichnete 

Unterlagen. 

  

2. Unterrichtung durch die Landesregierung anlässlich der um zehn Jahre verlängerten 

Glyphosat-Zulassung, u. a. zu den genauen Hintergründen, möglichen Konsequenzen 

für Niedersachsen sowie der Haltung der Landesregierung insbesondere hinsichtlich 

der Handlungsoptionen der Bundesregierung. 

 

Der Ausschuss nimmt die Unterrichtung entgegen und führt darüber eine Aussprache. 

  

3. EU-Angelegenheiten und Berichte über Frühwarndokumente 

 

Schriftliche Kurzunterrichtungen in Form von Frühwarndokumenten: 

 

 BR-Drs. 529/23 

 BR-Drs. 574/23 

- BR-Drs. 580/23 

- BR-Drs. 581/23 

- BR-Drs. 625/23 

- BR-Drs. 632/23 

- BR-Drs. 634/23 

- BR-Drs. 641/23 

- BR-Drs. 644/23 

- BR-Drs. 660/23 

 

Der Ausschuss bittet um eine nähere Unterrichtung durch die Landesregierung zu den  

Bundesratsdrucksachen 634/23, 641/23, 660/23 in einer der nächsten Sitzungen. 
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4. Besuch der Grünen Woche 2024 in Berlin 

 

Der Ausschuss setzt seine Programmplanung fort und bespricht Organisatorisches. 

  

5. Auswärtige Sitzung am 29. Februar 2024 beim Amt für regionale Landesentwicklung 

Weser-Ems in Oldenburg 

 

Der Ausschuss verständigt sich darauf, dass die auswärtige Sitzung um 11.00 Uhr 

beginnen soll. Themenvorschläge werden der Landtagsverwaltung übermittelt. 

  

Außerhalb der Tagesordnung kommt der Ausschuss überein, auf die für den 22. Februar 
2024 vorgesehene Sitzungen zu verzichten. 

 
 


